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Buschmann widerlegt Faesers BKA-
Pläne: Grundrechte stehen an erster

Stelle
Justizminister Buschmann weist Faesers BKA-Pläne zur

heimlichen Wohnungsdurchsuchung klar zurück und nennt
sie einen Tabubruch.

Widerstand gegen erweiterte Befugnisse
des BKA

Inmitten intensiver Diskussionen über das Sicherheitsrecht in
Deutschland hat Bundesjustizminister Marco Buschmann (FDP)
klar signalisiert, dass er die von Innenministerin Nancy Faeser
(SPD) vorgeschlagenen Maßnahmen zur Ausweitung der
Befugnisse des Bundeskriminalamtes (BKA) ablehnt. In einem
Interview mit der «Bild»-Zeitung wies Buschmann darauf hin,
dass es im Rahmen des Grundgesetzes keine autorisierten
Wohnungsdurchsuchungen ohne vorherige richterliche
Genehmigung geben werde.

Forderungen aus dem Innenministerium

Bundesinnenministerin Faeser plant laut einem Entwurf, dem
BKA unter bestimmten Umständen zu gestatten, Wohnräume
verdeckt zu durchsuchen. Diese Maßnahmen sind für Fälle
gedacht, in denen konkrete Gefahr einer terroristischen
Bedrohung besteht. Laut dem Entwurf müsste dies allerdings
durch eine deutlich bestätigte Gefahrenlage bedingt sein, bei
der Unklarheiten bezüglich des Fortschritts der Tatplanung
bestehen.



Reaktionen aus der Regierungskoalition

Buschmann betont seine Ablehnung dieser Erweiterung als
Verfassungsminister. Er stellte klar, dass Vorschläge, die solch
weitreichende Überwachungsbefugnisse fordern, im Kabinett
und im Parlament auf erhebliche Ablehnung stoßen würden. „Ein
Tabubruch“, nannte er die Idee, heimlich in Wohnungen
einzudringen, und führt damit eine grundlegende Debatte über
Bürgerrechte und staatliche Befugnisse an.

Erweiterte Datenverarbeitung als Teil des
Entwurfs

Zusätzlich zur möglichen Wohnungsdurchsuchung sieht der
Gesetzentwurf auch vor, dass das BKA biometrische Abgleiche
von Bilddaten durchführen und bereits erfasste Daten auswerten
kann. Dies schließt auch die Nutzung von Künstlicher Intelligenz
ein, um potenzielle Verknüpfungen zwischen Daten zu erkennen.
Diese Aspekte werfen Fragen zur Datenprivatsphäre und den
ethischen Grenzen der Überwachung auf.

Das Wichtigkeit der Diskussion

Die Ereignisse rund um diesen Gesetzentwurf sind von großer
Bedeutung für die Debatte über Sicherheit und Freiheit in
Deutschland. Während die Herausforderung terroristischer
Bedrohungen unbestreitbar ist, mahnt Buschmann, dass die
Bedeutung des Grundgesetzes und des Schutzes der
Privatsphäre nicht in Frage gestellt werden dürfe. Die
Öffentlichkeit sollte die Entwicklungen aufmerksam verfolgen,
da diese Entscheidungen weitreichende Konsequenzen für die
Bürgerrechte haben könnten.
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